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Bundesrepublik Deutschland 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grund- 
gesetzes den vom Bundesrat in seiner 226. Sitzung am 2. De- 
zember 1960 beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes 
über die Einstufung einzelner Gruppen von 
Pflichtversicherten in die Beitragsklassen der 
Arbeiterrentenversicherung 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Die Bundesregierung stimmt dem Gesetzentwurf zu; sie ist 
jedoch der Auffassung, daß das Gesetz nicht der Zustimmung 
des Bundesrates bedarf. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 
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Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
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Entwurf eines Gesetzes 

über die Einstufung einzelner Gruppen von Pflichtversicherten 
in die Beitragsklassen der Arbeiterrentenversicherung 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

§ 1387 Abs. 2 der Reichsversicherungsordnung in 
der Fassung des Gesetzes zur Neuregelung des 
Rechts der Rentenversicherung der Arbeiter (Ar- 
beiterrentenversicherungs-Neuregelungsgesetz - — 
ArVNG) vom 23. Februar 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 45) erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung kann durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates für einzelne Gruppen von 
Pflichtversicherten im Sinne des § 1227 Abs. 1 Nr. 3 
und 4 und des § 1396 Abs. 2 , deren Arbeitsentgelte 
oder Arbeitseinkommen schwankend sind, die Bei- 
tragsentrichtung in einer bestimmten Beitragsklasse 
oder nach durchschnittlichen Arbeitsentgelten oder 
Arbeitseinkommen vorschreiben. Er kann durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
bestimmen, daß bei der Feststellung, nach welcher 
Beitragsklasse des Absatzes 1 der Beitrag für den 
in § 1227 Abs. 1 Nr. 3 und 4 genannten Personen- 
kreis zu entrichten ist, ein Einkommen zugrunde 
gelegt wird, das bis 50 Deutsche Mark monatlich 
niedriger als das tatsächliche Einkommen ist, wenn 
und soweit das die besonderen wirtschaftlichen und 
sozialen Verhältnisse der Versicherten gebieten." 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am 1. März 1957 in Kraft. 
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Begründung 


In der gesetzlichen Rentenversicherung ist durch 1 
Gesetz vom 20. August 1940 (RGBL I S. 1153) die 
Versicherungspflicht für die Küstenschiffer und 
Küstenfischer eingeführt worden. Zur Einbeziehung I 
in die Pflichtversicherung hatte die besondere, un- 
günstige wirtschaftliche Lage dieser Berufsgruppen 
geführt, derentwegen sie als schutzbedürftig ange- 
sehen wurden. In § 4 a. a. O. war das Reichsver- 
sicherungsamt ermächtigt worden, die Einstufung 
in die Beitragsklassen vorzunehmen. Das ist durch i 
das Reichsversicherungsamt mit Erlaß vom 26. Juni 
1941 geschehen. Danach sind die Küstenfischer im 
wesentlichen eine Klasse niedriger eingestuft, als 
es ihrem tatsächlichen Einkommen entsprach, wäh- 
rend die vom früheren Reichsversicherungsamt für 
die Küstenschiffer getroffene Regelung im wesent- | 
liehen fast dem Einkommen des betroffenen Per- | 
sonenkreises entsprach, also im Grundsatz densel- ! 
ben Zweck verfolgte wie die jetzige Fassung des | 
§ 1387 Abs. 2 RVO. 

Die seit Inkrafttreten des Arbeiterrentenversiche- j 
rungs-Neuregelungsgesetzes gewonnenen Erfahrun- I 
gen zeigten, daß auf der einen Seite die Küsten- I 
fischer zur Tragung des vollen, nunmehr auf 14 v. H. j 
gestiegenen Beitragssatzes ohne Gefährdung ihrer ' 
Existenz nicht in der Lage sind, zum anderen aber j 


hat sich der Versuch auf Grund der jetzt in § 1387 
Abs. 2 RVO gegebenen Ermächtigung, eine ähnliche 
Regelung zu treffen, wie sie das Reichsversiche- 
rungsamt im Jahre 1941 getroffen hatte, als untaug- 
lich erwiesen. 

Es wäre aus verfassungsrechtlichen Gründen be- 
denklich, nur den Kreis der Küstenfischer und 
Küstenschiffer, soweit er schutzbedürftig ist, in die 
geplante Regelung einzubeziehen. Es ist vielmehr 
davon auszugehen, daß auch andere Gruppen Selb- 
ständiger, die kein größeres Jahreseinkommen 
haben, ebenso schutzbedürftig sind. Aus diesem 
Grunde ist auch der in § 1227 Abs. 1 Nr. 3 RVO 
genannte- Personenkreis einzubeziehen. Es bleibt 
dem Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
überlassen, von der Ermächtigung zum Erlaß der 
Rechtsverordnung dann Gebrauch zu machen, wenn 
sich für den betreffenden Personenkreis ein Schutz- 
bedürfnis ergibt. 

Die Berlin-Klausel entspricht der bei derartigen Ge- 
setzentwürfen üblichen Fassung. 

Das Inkrafttreten des Gesetzes ist mit Rücksicht dar 
auf, daß Ausgangspunkt die Erhöhung des Beitrags- 
satzes auf 14 v. EL des Bruttojahreseinkommens ist, 
auf den 1. März 1957 gelegt worden. 
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